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(Nr. 8565.) Geſetz, betreffend die Feſtſtellung eines Nachtrags zum Staatshaushalts - Etat 
für das Jahr vom 1. April 1878/79. Vom 13. April 1878. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: s 
* 


Die unter den einmaligen und außerordentlichen Ausgaben Kapitel 14 
Titel 86 des durch das Geſetz vom 9. Februar 1878 (Geſetz-Samml. S. 21) 
feftgeftellten Staatshaushalts⸗Etats für das Jahr vom 1. pril 1878/79 zum 
Neubau eines Seminarinternats in Montabaur bewilligte erſte Rate von 
250 000 Mark kann bis zur Höhe von 225 000 Mark zum Ankauf fertiger 
Gebäude verwendet werden. 

Der Reſt von 25 000 Mark iſt für die Einrichtung und Ausſtattung 
dieſer Gebäude als Seminaranſtalt verfügbar. 


§. 2. 
Der Finanzminiſter und der Minifter der geiſtlichen, Unterrichts. und 
Medizinal⸗ Angelegenheiten find mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 13. April 1878. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 
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Ausgegeben zu Berlin den 14. Mai 1878. 


(Nr. 8566.) Geſetz, betreffend den Forſtdiebſtahl. Vom 15. April 1878. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den ganzen Umfang derſelben, was folgt: 


6:4, 

Forſtdiebſtahl im Sinne dieſes Geſetzes ift der in einem Forſt oder auf 
einem anderen hauptſächlich zur Holznutzung beſtimmten Grundſtücke verübte 
Diebſtahl: 

1) an Holz, welches noch nicht vom Stamme oder vom Boden getrennt iſt 

2) an Holz, welches durch Zufall abgebrochen oder umgeworfen, und 
mit deſſen Zurichtung noch nicht der Anfang gemacht worden ift; 

3) an Spänen, Abraum oder Borke, ſofern dieſelben noch nicht in einer 
umſchloſſenen Holzablage ſich befinden, oder noch nicht geworben oder 
eingeſammelt find; 

4) an anderen Walderzeugniſſen, insbeſondere Holzpflanzen, Gras, Haide 
Plaggen, Moos, Bu, Streuwerl, Nabeholgſen, Waldſämereien, 
Baumſaft und Harz, ſofern dieſelben noch nicht geworben oder ein— 
geſammelt ſind. 

Das 1 Sammeln von Kräutern, Beeren und Pilzen unterliegt 

forſtpolizeilichen Beſtimmungen. N 
$. 2. 

Der Forſtdiebſtahl wird mit einer Geldſtrafe beſtraft, welche dem fünf— 
fachen Werthe des Entwendeten gleichkommt und niemals unter einer Mark 
betragen darf. 8 3 


Die Strafe e gleich dem zehnfachen Werthe des Entwendeten und nie— 
mals unter zwei Mark ſein: 

1) wenn der hl an einem Sonn- oder Feſttage oder in der 
Zeit von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang begangen ift; 

2) Ka der Thäter Mittel angewendet hat, um ſich unkenntlich zu 
machen; 

3) wenn der Thäter dem Beſtohlenen oder der mit dem Forſtſchutz be⸗ 
trauten Perſon ſeinen Namen oder Wohnort anzugeben ſich geweigert 
hat, oder falſche Angaben über ſeinen oder ſeiner 51 Namen 
oder Wohnort gemacht, oder auf Anrufen des Beſtohlenen oder der 
mit dem Forſtſchutz betrauten Perſon, ſtehen zu bleiben, die Flucht 
ergriffen oder fortgeſetzt hat; 

4) wenn der Thäter in den Fällen Nr. 1—3 $. 1 zur Begehung des 
Si ſich eines ſchneidenden Werkzeuges, e der 


äge, der Scheere oder des Meſſers bedient hat; 


ae 

5) wenn der Thäter die Ausantwortung der zum Forſtdiebſtahl beſtimmten 
Werkzeuge verweigert; 

6) wenn zum Zwecke des Forſtdiebſtahls ein beſpanntes Fuhrwerk, ein 
Kahn oder Laſtthier mitgebracht iſt 

7) wenn der Gegenſtand der Entwendung in Holzpflanzen beſteht 

8) wenn Kien, Harz, Saft, Wurzeln, Rinde oder die Haupt⸗ (Mittel- 
Triebe von ſtehenden Bäumen entwendet find; 

9) wenn der Forſtdiebſtahl in einer Schonung, in einem Pflanzgarten 
oder Saatkampe begangen iſt. a 


$. 4. 
Der Verſuch des Forſtdiebſtahls und die Theilnahme (Mitthäterſchaft, 
Anſtiftung, Beihülfe) an einem Forſtdiebſtahl oder an einem Verſuche deſſelben 
werden mit der vollen Strafe des Forſtdiebſtahls beſtraft. 


$. 5. 

Wer ſich in Beziehung auf einen Forſtdiebſtahl der Begünſtigung oder 
der Hehlerei ſchuldig macht, wird mit einer Geldſtrafe beſtraft, welche dem fünf⸗ 
fachen 1 7 des Entwendeten gleichkommt und niemals unter einer Mark 
betragen darf. f N 

Die Beſtimmungen des $. 257 Abſ. 2 und 3 des Reichs⸗Strafgeſetzbuchs 
finden Anwendung. 906 


Neben der Geldſtrafe kann auf Gefängnißſtrafe bis zu ſechs Monaten 
erkannt werden: 
1) wenn der Forſtdiebſtahl von drei oder mehr Perſonen in gemeinſchaft⸗ 
licher Ausführung begangen it; ü 
2) wenn der Forſtdiebſtahl zum Zwecke der Veräußerung des Entwendeten 
oder daraus hergeſtellter Gegenſtände begangen ift; 
3) wenn die Hehlerei gewerbs- oder gewohnheitsmäßig betrieben worden iſt. 


$. 7. 

Wer, nachdem er wegen Forſtdiebſtahls oder Verſuchs eines ſolchen, oder 
wegen Theilnahme ($. 4), Begünſtigung oder Hehlerei in Beziehung auf einen 
8 von einem Preußiſchen Gerichte rechtskräftig verurtheilt worden 
iſt, innerhalb der nächſten zwei Jahre abermals eine dieſer Handlungen begeht, 
befindet ſich im Rückfalle und wird mit einer Geldſtrafe beſtraft, welche dem 
Naefe Werthe des Entwendeten gleichkommt und niemals unter zwei Mark 

etragen darf. 8 8 


Neben der Geldſtrafe iſt auf Gefängniß bis zu zwei Jahren zu erkennen, 
wenn der Thäter ſich im dritten oder ferneren Rückfalle befindet. Beträgt die 
Geldſtrafe weniger als zehn Mark, ſo kann ſtatt der Gefängnißſtrafe Auf eine 
Zuſatzſtrafe bis zu einhundert Mark erkannt werden. 4 
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$. 9. 

In allen Fällen ift neben der Strafe die Verpflichtung des Schuldigen 
zum Erſatze des Werthes des Entwendeten an den Beſtohlenen auszuſprechen. 
Der 1 des außer dem Werthe des Entwendeten verurſachten Schadens kann 
nur im Wege des Civilprozeſſes geltend gemacht werden. 

Der Werth des Entwendeten wird ſowohl hinſichtlich der Geldſtrafe als 
hinſichtlich des Erſatzes, wenn die Entwendung in einem Köni lichen Forſte ver⸗ 
übt worden, nach der für das betreffende Forſtrevier beſtehenden Forſttaxe, in 
anderen Fällen nach den örtlichen Preiſen abgeſchätzt. 


$. 10. 

Die im $. 57 des Strafgeſetzbuchs bei der Verurtheilung von Perſonen, 
welche zur Zeit der Begehung der That das zwölfte, aber nicht das achtzehnte 
Lebensjahr vollendet hatten, vorgeſehene Strafermäßigung findet bei Zuwider⸗ 
handlungen gegen dieſes Geſetz keine Anwendung. 


b. 11. 


Für die Geldstrafe, den Wertherſatz und die Koſten, zu denen Perſonen 
verurtheilt worden, welche unter der Gewalt, der Aufficht oder im Dienſt eines 
Anderen ſtehen und zu deſſen Hausgenoſſenſchaft gehören, iſt letzterer im Falle 
des Unvermögens der Verurtheilten für haftbar zu erklären, und zwar unab⸗ 
hängig von der etwaigen Strafe, zu welcher er ſelbſt auf Grund dieſes Geſetzes 
oder des $. 361 Nr. 9 des Strafgeſetzbuchs verurtheilt wird. 

Wird feſtgeſtellt, daß die That nicht mit ſeinem Wiſſen verübt iſt, oder 
daß er ſie nicht verhindern konnte, ſo wird die Haftbarkeit nicht ausgeſprochen. 


$. 12. 

Hat der Thäter noch nicht das 3 Lebensjahr vollendet, fo wird der- 
jenige, welcher in Gemäßheit des §. 11 haftet, zur Bahlung der Geldſtrafe, des 
Wertherſatzes und der Koſten als unmittelbar haftbar verurtheilt. 

Daſſelbe gilt, wenn der Thäter zwar das zwölfte, aber noch nicht das 
achtzehnte Lebensjahr vollendet hatte und wegen Mangels der zur Erkenntniß 
der Strafbarkeit ſeiner That erforderlichen Einſicht freizuſprechen iſt, oder wenn 
derſelbe wegen eines ſeine freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtandes 
ſtraffrei bleibt. $ 10 


An die Stelle einer Geldſtrafe, welche wegen Unvermögens des Ver⸗ 
Saen und des für haftbar Erklärten nicht beigetrieben werden kann, tritt 
Gefängnißſtrafe. Dieſelbe kann vollſtreckt werden, ohne daß der Verſuch einer 
Beitreibung der Geldſtrafe gegen den für haftbar Erklärten gemacht iſt, ſofern 
deſſen Zahlungsunfähigkeit gerichtskundig iſt. N 

Der Betrag von einer bis zu fünf Mark iſt einer eintägigen Gefängniß⸗ 
ſtrafe Pes ai achten. 

Der Mindeſtbetrag der an die Stelle der Geldſtrafe tretenden Miu 
ſtrafe iſt ein Tag, ihr Höchſtbetrag ſind ſechs Monate. Kann nur ein Theil 


1 
der Geldſtrafe beigetrieben werden, ſo tritt für den Reſt derſelben nach dem in 
dem Urtheile feſtgeſetzten Verhältniſſe die Gefängnißſtrafe ein. 
Gegen die in Gemäßheit der 2 11 und 12 als haftbar Erklärten tritt 
an die Stelle der Geldſtrafe eine Ge ängnißſtrafe nicht ein. 


$. 14 


Statt der in dem F. 13 Kar nam Gefängnißſtrafe kann u der 
für dieſelbe beftimmten Dauer der Verurtheilte, auch ohne in einer efangen⸗ 
anſtalt eingeſchloſſen zu werden, zu Forſt⸗ oder Gemeindearbeiten, welche ſeinen 
Fähigkeiten und Verhältniſſen angemeſſen find, angehalten werden. 

Die näheren Beſtimmungen wegen der zu leiſtenden Arbeiten werden mit 
Rückſicht auf die vorwaltenden Lohn- und örtlichen Verhältniſſe von dem Re- 
N (Landdroſten) in Gemeinſchaft mit dem Erſten Staatsanwalt 

im Oberlandesgerichte erlaſſen. Dieſelben find ermächtigt, gewiſſe Tagewerke 
dergeſtalt zu beſtimmen, daß die Verurtheilten, wenn N f 
Thaͤtigkeit mit der ihnen zugewieſenen Arbeit früher zu 
früher entlaſſen werden. 8 15 


Aexte, Sägen, Meſſer und andere wur Begehung des Forſtdiebſtahls ge: 
eignete Werkzeuge / welche, der Thäter bei der Zuwiderhandlung bei ſich geführt 
hat, ſind eingehen „ohne Unterſchied, ob ſie dem Schuldigen gehören oder nicht. 

Die Thiere, und andere [ei Wegſchaffung des Entwendeten dienenden 
Gegenſtände, welche der Thäter bei ſich führt, unterliegen nicht der Einziehung. 


e durch angeſtrengte 
tande kommen, auch 


$. 16. 
Wird der Thäter bei Ausführung eines For diebſtahls, oder gleich nach 
derſelben betroffen oder verfolgt, ſo I die zur Pond he Forſtdiebſtahls 
geeigneten Werkzeuge, welche er bei ſich führt ($. 15), in eſchlag zu nehmen. 


$. 17. 

Wird in der Gewahrſam eines innerhalb der letzten zwei Jahre wegen 
einer Suh ers gegen dieſes Geſetz rechtskräftig Verurtheilten friſch ge: 
fälltes, nicht orſtmäßig zugerichtetes Holz gefunden, 0 iſt gegen den Inhaber 
auf Einziehung des efundenen Holzes zu erkennen, ſofern er ſich über den red⸗ 
lichen Erwerb des Holzes nicht ausweiſen kann. Die Einziehung erfolgt zu 
Gunſten der Armenkaſſe des Wohnorts des Verurtheilten. 


$. 18. 

Die Strafverfolgung von Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz verjährt 
ſofern nicht einer der Fälle der H. 6 und 8 vorliegt, in ſechs Monaten. 

$. 19. ; 

Für die Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz ſind die Amtsgerichte 
uſtändig. Dieſelben verhandeln un entſcheiden, ſofern nicht einer der Fälle 
der $$. 6 und 8 vorliegt, ohne die Zuziehung von Schöffen. 
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5 Das Amt des Amtsanwalts kann verwaltenden Forſtbeamten übertragen 
werden. 

Für die Verhandlung und Entſcheidung über das Rechtsmittel der Be⸗ 
rufung find die Strafkammern zuftändig; dieſelben entſcheiden in der Beſetzung 
mit drei Mitgliedern einschließlich des Vorſitzenden. 


$. 20. 
Für das Verfahren gelten, ſoweit nicht in dieſem Geſetze abändernde 
Beſtimmungen getroffen ſind, die Vorſchriften der Strafprozeßordnung über das 
Verfahren vor den Schöffengerichten. 


$. 21. 
Der Gerichtsſtand iſt nur bei demjenigen Amtsgerichte begründet, in deſſen 
Bezirk die Zuwiderhandlung begangen iſt. 
ſt der Ort der begangenen Zuwiderhandlung nicht zu ermitteln, oder iſt 
die Zuwiderhandlung außerhalb des Preußiſchen Staatsgebietes begangen, ſo 
beftimmt der Gerichtsſtand ſich nach den Vorſchriften der Strafprozeßordnung. 
zn Falle des $. 17 iſt der Gerichtsſtand bei demjenigen Amtsgerichte 
begründet, in deſſen Bezirke das Holz gefunden worden iſt. 


ö $. 22. 
In dem Verfahren vor dem Amtsgerichte werden ſämmtliche Zuftellungen 
durch den Amtsrichter unmittelbar veranlaßt. Die Ben für den Nachweis 
der Zuſtellungen werden durch die Juſtizverwaltung beſtimmt. 


$. 23. 

Perſonen, welche mit dem Forſtſchutze betraut ſind, können, ſofern dieſelben 
eine u ft. e nicht empfangen, ein- für allemal gerichtlich beeidigt werden, 
wenn ſie 

1) Königliche Beamte find, oder 

2) vom Waldeigenthümer auf Lebenszeit, oder nach einer vom Landrath 

Amtshauptmann, Oberamtmann) beſcheinigten dreijährigen tadelloſen 
orſtdienſtzeit auf mindeſtens drei Jahre mittels ſchriftlichen Vertrages 
angeſtellt ſind, oder 

3) zu den für den Forſtdienſt beſtimmten, oder mit Forſtverſorgungsſchein 

entlaſſenen Militärperſonen gehören. 

In den Fällen der Nr. 2 und 3 iſt die Genehmigung des Be irksraths 
erforderlich. In denjenigen Landestheilen, in welchen das Geſetz vom 26. Juli 1876 
(Geſetz-Samml. S. 297) nicht gilt, tritt an die Stelle des Bezirksraths die 
Regierung (Landdroſtei). 9 2 
24. 


Die Beeidigung erfolgt bei dem Amtsgerichte, in deſſen Bezirk der zu 
Beeidigende ſeinen Wohnſt hat, dahin: N 3 
daß er die Zuwiderhandlungen gegen dieſes Geſetz, welche den ſeinem 
Schutze gegenwärtig anvertrauten oder künftig anzuvertrauenden Bezirk 


— 

betreffen, fem tango anzeigen, bei ſeinen gerichtlichen Vernehmungen 
über dieſelben nach beſtem Wiſſen die reine Wahrheit jagen „nichts 
verſchweigen und nichts Hinaufegen auch die ihm obliegenden chätzungen 

W und nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen bewirken werde. 
Eine Ausfertigung des Beeidigungsprotokolls wird den Amtsgerichten 
ner ? in deren Bezirke der dem Schutze des Beeidigten anvertraute 

ezirk liegt. 


6.25. 


Iſt eine in Gemäßheit der da e Beſtimmungen oder nach den 
bisherigen geſetzlichen Vorſchriften zur rmittelung von Forſtdiebſtählen beeidigte 
Perſon als Zeuge oder 1 zu vernehmen, ſo wird es der Eides⸗ 
leiftung, glei geachtet, wenn der zu ernehmende die Richtigkeit ſeiner Ausſage 
unter Berufung auf den ein⸗ für allemal geleiſteten Eid veiſchert 

Dieſe Wirkung der Beeidigung hört auf, wenn gegen den Beeidigten eine 
die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter ib ſich ziehende Verur⸗ 
theilung ergeht, oder die in Gemäßheit des §. 23 ertheilte Gen migung zurück⸗ 
gezogen wird. 8.26 


Die mit dem Forſtſchutze betrauten Perſonen erſtatten ihre Anzeigen an 
den Amtsanwalt ſchriftlich und periodiſch. Sie haben zu dieſem Zwecke Ver⸗ 
zeichniffe zu führen, in welchen die einzelnen Fälle unter fortlaufenden Nummern 
uſammenzuſtellen ſind. Die Verzeichniſſe werden dem Amtsanwalt in zwei 

usfertigungen eingereicht. In dieſe Verzeichniſſe können von dem Amtsanwalt 
auch die anderwärts eingehenden N eingetragen werden. 

Die näheren Vorſchriften über die Aufſtellung und die Einreichung der 
Verzeichniſſe werden von der Juſtizverwaltung erlaſſen. 


. 27. 


Der Amtsanwalt erhebt die öffentliche Pe! indem er bei Ueberreichung 
einer e des Verzeichniſſes ($. 26) den Antrag auf Erlaß eines richter⸗ 
lichen Strafbefehls ftellt und die beantragten Strafen nebſt Wertherſatz neben 
den einzelnen Nummern des Verzeichniſſes vermerkt. 

er Erlaß eines Strafbefehls iſt für jede Geldſtrafe und die dafür im 
Unvermögensfalle feſtzuſetzende Gefängnißſtrafe, ſowie für den Wertherſatz und 
die verwirkte Einziehung zuläſſig. 

Der Strafbefehl muß die Eröffnung enthalten, daß er vollſtreckbar werde, 
wenn der N nicht in einem, ſogleich in dem Strafbefehle anzuberaumen⸗ 
den, eintretendenfalls zugleich zur Hauptverhandlung beſtimmten Termine vor 
dem Amtsrichter erſcheine und inſpruch erhebe. 

Die in dem Strafbefehle getroffene Feſtſetzung iſt von dem Amtsrichter 
neben jeder Nummer des Verzeichniſſes einzutragen und dem Angeklagten mit 
einem Auszuge aus dem Verzeichniſſe zuzuſtellen. 8 

Die mit dem Forſtſchutz betrauten Perſonen, welche nach den 5 en 
als Beweiszeugen auftreten ſollen, ſind durch ihre Vorgeſetzten zu veran aan, 
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in dem anberaumten Termine zu erſcheinen. Die ſonſt erforderlichen Zeugen 
ſind zu demſelben zu laden. 
$. 28. 

Auf den Einſpruch kann vor dem Termine verzichtet werden. 

Auf die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen die Verſäumung 
des Termins finden die $$. 44, 45 Abſ. 1, 46 und 47 der Strafprozeßordnung 
entſprechende et: Wird dem Gefuche ftattgegeben, fo ift ein neuer 
Strafbefehl unter Aufhebung des früheren zu erlaſſen. 


$. 29. 

Ueber alle Einſprüche, ſowie über alle Anträge, welche der Amtsrichter 
unter Ablehnung des Strafbefehls ut a ehe gebracht hat, kann 
in einer e verhandelt und entſchieden werden. Das Protokoll 
über dieſelbe wird nach den Nummern des Verzeichniſſes geführt. 

Von einem auf heissen des 5 ha lautenden Urtheile wird dem 
Verurtheilten nur die Urtheilsformel zugeſtellt. 


$. 30. 


In den Fällen der $$. 6 und 8 findet der Erlaß eines Strafbefehls nicht 
ſtatt. Der Amtsanwalt erhebt die öffentliche Klage durch Einreichung einer 
Anklageſchrift, welcher ein Auszug aus dem Verzeichniſſe ($. 26) beifügen iſt. 
Die Hauptverhandlung kann 8 Anweſenheit des Angeklagten erfolgen. 


$. 31. 

Wird gegen ein von dem Amtsrichter ohne die Zuziehung von Schöffen 
erlaſſenes Urtheil die Berufung eingelegt, jo find zum Zwecke der Bildung be⸗ 
ſonderer Akten durch den Gerichtsſchreiber beglaubigte Auszüge aus den Akten 
erſter Inſtanz zu fertigen. 8 2 


Die Reviſion gegen die in der Berufungsinſtanz erlaſſenen Urtheile findet 
nur Sue wenn eine der in den $$. 6 und 8 vorgeſehenen ſtrafbaren Handlungen 
den Gegenſtand der Unterſuchung bildet. 


6. 33. 


Die Vollſtreckung der Strafbefehle und der Urtheile erfolgt durch den 
Amtsrichter. 8 34 


Eine auf Grund dieſes Geſetzes ausgeſprochene und eingezogene Geldſtrafe 
fließt dem Beſchädigten zu. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf eine im 
Falle des §. 8 erkannte Juſaßſtrafe. en 

Weiſt der Beſchädigte im Falle der Nichteinziehbarkeit der Geldſtrafe 
Arbeiten, welche den Erforderniſſen des §. 14 entſprechen, der Behörde nach, fo 
ſoll der Verurtheilte zu deren Leiſtung angehalten werden. Dieſe Nachweiſun 
ie nicht ir zu berücſichtigen, ſobald mit der anderweiten Vollſtreckung der Strafe 

egonnen iſt. 
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$. 35. 

Der Amtsrichter ift befugt, wenn der Verurtheilte zu der Gemeinde ge⸗ 
hört, welcher die erkannte Entſchädigung und Geldſtrafe zufältt „die Beitreibung 
dieſer Entſchädigung und Geldſtrafe nebſt den Koſten der Gemeindebehörde in 
der Art aufzutragen, daß ſie die Einziehung auf dieſelbe Weiſe zu bewirken hat, 
wie die Einziehung der Gemeindegefälle. Es dürfen jedoch dem Verurtheilten 
keine Mehrkoſten erwachſen. 

$. 36. 

Steht mit einer 8 egen dieſes Geſetz ein nach §. 361 
Nr. 9 des Strafgeſetzbuches ſtrafbares ichabhalten von der Begehung von 
Forſtdiebſtählen im Zuſammenhange, ſo findet auch auf dieſe Uebertretung das 
in dieſem Geſetze vorgeſchriebene Verfahren Anwendung. ö 


$. 37. 


Für das weitere Verfahren in den am Tage des Inkrafttretens dieſes 
Geſetzes anhängigen Sachen finden die Vorſchriften der $$. 8 und ff. des Ein⸗ 
führungsgeſetzes zur Strafprozeßordnung entſprechende Anwendung. 


$. 38. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem in dem $. 39 bezeichneten Zeitpunkte an die 
Stelle des Geſetzes vom 2. Juni 1852, den Diebſtahl an Holz und anderen 
Waldprodukten betreffend (Geſetz⸗Samml. 1852 S. 305). 

Wo in einem Geſetze auf die bisherigen Beſtimmungen über den Holy 
(Forft-) Diebſtahl verwieſen iſt, treten die Vorſchriften des gegenwärtigen Ge⸗ 
ſetzes an deren Stelle. 


$. 39. 
Dieſes Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Gerichtsverfaſſungsgeſetze in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 15. April 1878. 
(I. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Leonhardt. Falk. v. Kameke. Friedenthal. 
v. Bülow. Hofmann. Gr. zu Eulenburg. Maybach. Hobrecht. 
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(Nr. 8567.) Ausführungsgeſetz zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſez. Vom 24. April 1878. 


@, 5 gr: 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dt. 
verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


Erſter Titel. 
Richteramt. 


. 1. 


Die Prüfungen, durch deren Ablegung die Fähigkeit zum Richteramt er⸗ 
langt wird, und der Vorbereitungsdienſt der Referendare erfolgen nach den Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes vom 6. Mai 1869. An die Stelle der a 
treten die Oberlandesgerichte. Die Dauer des Vorbereitungsdienſtes bleibt eine 
vierjqährige. ger, 

$.2. 


Referendare, welche im Vorbereitungsdienſte feit mindeſtens zwei Jahren 
beſchäftigt find, können im Falle des Bedürfniſſes durch die Juſtizverwaltung 
mit der zeitweiligen Wahrnehmung richterlicher Geſchäfte bei den Amtsgerichten 
beauftragt werden. 

Denſelben kann nach näherer Anordnung der Juſtizverwaltung durch den 
Amtsrichter, welchem ſie zur Ausbildung überwieſen ſind, die Erledigung einzelner 
richterlicher Geſchäfte übertragen werden. a 

Zur Urtheilsfällung, zur Aufnahme letztwilliger Verfügungen, zur Ent⸗ 
ſcheidung über, Durchſuchungen, Beſchlagnahmen und Verhaftungen, Fe zu 
den Geſchäften des Amtsrichters bei Bildung der Schöffengerichte und Schwur⸗ 
gerichte ſind Referendare nicht befähigt. 


$. 3. 


Die Gerichtsaſſeſſoren werden nach ihrer Ernennung einem Amtsgericht 
oder Landgericht oder mit ihrer Zuſtimmung einer Staatsanwaltſchaft zur un⸗ 
entgeltlichen Beſchäſtigung überwieſen. Die Bezeichnung des Gerichts oder der 
Staatsanwaltſchaft eaſolg durch den Juſtizminiſter. 

Die Verſetzung der Gerichtsaſſeſſoren von dem Orte, an welchem ſie einem 
Gericht oder einer Staatsanwaltſchaft zur unentgeltlichen Beſchäftigung über⸗ 
wieſen find, iſt, vorbehaltlich der Vorſchriften in §. 4, nur mit ihrer Zuſtim⸗ 
mung zuläſſig. 84 i 


Die Gerichtsaſſeſſoren find verpflichtet, auf Anordnung des Juſtizminiſters 
die Verwaltung einer Amtsrichterſtelle , die Stellung eines Hülfsrichters oder 
eines Hülfsarbeiters bei der Staatsanwaltſchaft zu übernehmen. In dieſen 
Fällen iſt ihnen eine Entſchädigung nach allgemein feſtzuſtellenden Grundſätzen 


1 a are te ei Van Au Fans ae 
i ff. 


ſowie Erſatz der Reiſekoſten nach Maßgabe der Verordnung vom 15. April 1876 
(Geſetz-Samml. S. 107) zu gewähren. 

Nach Beendigung des ihnen ertheilten Auftrags treten ſie bei demjenigen 
Gerichte oder derjenigen Staatsanwaltſchaft wieder ein, wohin fie vor dem er⸗ 
haltenen Auftrage überwieſen waren. 


H. 5. 
Bei den Landgerichten und bei den Strafkammern an den Sitzen der 
Amtsgerichte ſind die Gerichtsaſſeſſoren zur Wahrnehmung richterlicher Geſchäfte 
nur befugt, wenn ſie als Hülfsrichter beſtellt ſind. 


F. 6. 

Die Befugniß der Gerichtsaſſeſſoren, ſich als Rechtsanwälte niederzulaſſen 

oder bei Rechtsanwälten zu beſchäftigen, wird, ſoweit die Anwaltsordnung Be 
ſtimmungen nicht trifft, geſetzlich geregelt. 


§. 7. 
Die Richter, einſchließlich der Handelsrichter, werden vom Könige ernannt. 


$. 8. 


Die Mitglieder der Landgerichte führen den Amtstitel Landrichter. Die 
bei den Amtsgerichten angeſtellten Richter führen den Amtstitel Amtsrichter. 


§. 9. 

Die Verleihung der etatsmäßigen Gehälter und Gehaltszulagen an die 
Richter erfolgt 4 des Beſoldungsetats nach der durch das Dienſtalter 
beſtimmten Reihenfolge. Neu ernannte oder in einen andern Beſoldungsetat 
verſetzte Richter treten nach dem e in die Reihenfolge ein. Die für 
die Beſtimmung des Dienſtalters maßgebenden Grundſätze werden durch Königliche 
Verordnung feſtgeſetzt. Die Verordnung kann nur durch Geſetz abgeändert werden. 

Die Verleihung einer Gehaltszulage bleibt ausgeſetzt, ſo lange ein Dis⸗ 
ziplinarverfahren oder wegen eines Verbrechens oder Vergehens ein Hauptverfahren 
oder eine Vorunterſuchung ſchwebt. Führt das Verfahren zum Verluſte des 
Amts, ſo findet eine Nachzahlung des zurückbehaltenen Mehrgehalts nicht ſtatt. 


. 10. 


Die Gehälter der Landrichter und der Amtsrichter find nach gleichen Grund» 
fügen zu bemeſſen. 
b. 11. 


Andere d als die auf Geſetz beruhenden Gehälter und Ent» 
ſchädigungen oder auf Stiftungen beruhende Bezüge, dürfen den Richtern für 
richterliche Geſchäfte nicht gewährt werden. 

Unterſtützungen in Fällen eines außerordentlichen Bedürfniſſes werden von 
dieſer Vorſchrift nicht betroffen. 
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Zweiter Titel. 
Gerichtsbarkeit. 


b. 12. 


Die nachſtehend bezeichneten Gerichte werden aufgehoben: 
1) das Obertribunal; 
2) in dem Geltungsbereiche der Verordnung vom 2. Januar 1849 die 
Appellationsgerichte, die Stadtgerichte und Kreisgerichte, ſowie die 
Kommerz: und Admiralitätskollegien, einſchließlich der Deputationen, 
Kommiſſionen und Grundbuchämter, die Fabrikengerichtsdeputationen 
in Weſtfalen und die Grundbuchämter in Bergen a. R., Greifswald, 
Grimmen und Stralſund; 
3) in dem Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln: 
der Appellationsgerichtshof, die Landgerichte, Handelsgerichte und 
Friedensgerichte 

4) in dem Bezirke des Appellationsgerichts zu Celle: 
das Appellationsgericht, die Obergerichte und Amtsgerichte einſchließlich 
der Grundbuchämter 

5) in den Bezirken der Appellationsgerichte zu Kiel, Kaſſel und Wiesbaden: 

die Appellationsgerichte, die Kreisgerichte und Amtsgerichte ein⸗ 
ſchließlich der Grundbuchämter 8 
6) in dem Bezirke des Appellationsgerichts zu Frankfurt a. M.: 
das Appellationsgericht, das Stadtgericht, das Stadtamt, das Land⸗ 
juſtizamt, das Rügegericht, das Fiskalat und die Transſkriptions⸗ und 
Hypothekenbehörde. 
$. 13. 


Die den Univerſitätsgerichten und den Kirchſpielsgerichten im Lande Hadeln 
zuſtehende Gerichtsbarkeit in nicht ſtreitigen Rechtsangelegenheiten wird Falk in 

Die den Univerſitätsgerichten zuſtehende Behuanih, Schuldurkunden der 
Studirenden aufzunehmen und zu Schulden der Studirenden die Zuſtimmung 
zu ertheilen, wird durch dieſe Beſtimmung nicht berührt. 


b. 14. 


Die Schöffengerichte in dem Bezirke des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein 
ſollen, ſobald das Fortſchreiten der r dieſes geſtattet, auf— 
ehoben werden. Der Juſtizminiſter iſt enge für die Zwiſchenzeit bie er⸗ 
lege Aenderungen der Inſtruktion vom 15. Dezember 1853 zu treffen, 
en Zeitpunkt der Aufhebung der Schöffengerichte zu beſtimmen und die Zuſtändigkeit 
der Schultheißen und Schöffen, im Auftrage der Gerichte Siegelungen, Inventuren, 
Tazen und Mobiliarverſteigerungen vorzunehmen, anderweit zu regeln. 


* 


Be 
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H. 15. 


Die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden in der Provinz Hannover für 
die auf die Führung des Schiffsregiſters bezüglichen Geſchäfte wird aufgehoben. 


F. 16. 


Die Gerichtsbarkeit der in dem $. 12 Nr. 2—6 und in den $$. 13, 14 
bezeichneten Gerichte in den Angelegenheiten, welche zu der ordentlichen ſtreitigen 
Gerichtsbarkeit nicht gehören, geht in dem Umfange, in welchem ſie in den ein⸗ 
zelnen Landestheilen bisher beſtanden hat, auf die in Gemäßheit des Nane 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes zu bildenden ordentlichen Gerichte nach näherer Be 
ſtimmung des gegenwärtigen Geſetzes über. Daſſelbe gilt hinſichtlich der im 
$. 15 bezeichneten Angelegenheiten. f 


$. 17. 


Die Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte für das Hinterlegungsweſen 
wird durch ein beſonderes Geſetz beſtimmt. 

Die Gerichtsbarkeit erſter und zweiter Inſtanz in den durch die Geſetze 
für das Herzogthum Lauenburg vom 14. Auguſt 1872 und 7. Dezember 1874 
dem Kreisgericht in Ratzeburg zugewieſenen Rechtsſtreitigkeiten wird durch König⸗ 
liche Verordnung geregelt. 


6. 18. 


Der Geheime Juſtizrath wird unter entſprechender Anwendung des 
Artikel III des Geſetzes vom 26. April 1851 bei dem Oberlandesgerichte zu 
Berlin gebildet. Die Gerichtsbarkeit letzter Inſtanz in den zur Zuſtändigkeit des 
Geheimen Juſtizraths gehörenden Rechtsſtreitigkeiten wird durch ein beſonderes 
Geſetz beſtimmt, inſofern dieſelbe nicht in Gemäßheit des $. 3 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze dem Reichsgericht übertragen wird. 


$. 19. 
Die bisher dem Obertribunal zuſtehende Gerichtsbarkeit letzter Inſtanz 
1) in den Rechtsſtreitigkeiten, welche in erſter Inſtanz zur Zuſtändigkeit 
der Generalkommiſſionen oder der die Stelle derſelben vertretenden 
Spruchkollegien gehören, 
| 2) in den Rechtsſtreitigkeiten, auf welche das Geſetz vom 19. Mai 1851, 
| betreffend das Verfahren in den nach der Gemeinheitstheilungs Ordnung 
| be behandelnden Theilungen und Ablöſungen in den Landestheilen 
es linken Rheinufers, Anwendung findet, 
3) in den durch die Geſetze für das Herzogthum Lauenburg vom 14. Auguſt 
1872 und vom 7. Dezember 1874 bezeichneten Rechtsſtreitigkeiten 
wird durch ein beſonderes Geſetz geregelt, ſofern dieſe Gerichtsbarkeit nicht in 
Gemäßheit des §. 3 des Einführungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetze dem Reichsgericht übertragen wird. 
(Nr. 8567.) 
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8.20. 


In den durch dieſes Geſetz den ordentlichen Gerichten übertragenen An⸗ 
gelegenheiten erfolgt die Beſtimmung des örtlich zuſtändigen Gerichts durch das 
Oberlandesgericht: 

1) wenn das an ſich zuſtändige Gericht in einem einzelnen Falle an 

der Ausübung des Richteramts rechtlich oder thatſächlich verhindert iſt ; 

2) wenn Streit oder Ungewißheit über die örtliche Zuſtändigkeit mehrerer 

Gerichte obwaltet; - 

3) wenn nach den beftehenden Vorſchriften ein gemeinſchaftlicher Gerichts- 

ſtand zu beſtellen iſt. 

In den Fällen der Nr. 2, 3 erfolgt die Beſtimmung durch den Juſtiz⸗ 
miniſter, wenn die mehreren Gerichte den Bezirken verſchiedener Oberlandes- 
gerichte angehören oder wenn es ſich um Angelegenheiten handelt, für welche 
die Oberlandesgerichte in erſter Inſtanz zuſtändig He, 


Dritter Titel, 
Amtsgerichte. 


6. 21. 


15 0 3 Sitze und Bezirke der Amtsgerichte werden durch Königliche Verordnung 
eſtimmt. 
i Diefelben können nach dem 1. Oktober 1882 nur durch Geſetz verändert 
werden. 
Veränderungen ſolcher Gemeinde- oder Gutsbezirksgrenzen, welche zugleich 
die Grenzen von Amtsgerichtsbezirken bilden, ziehen von ſelbſt bie Veränderung 
der letzteren Grenzen nach ſich. N 


6. 22. 


Die Abhaltung von Gerichtstagen außerhalb des Gerichtsſitzes kann durch 
den Juſtizminiſter angeordnet werden. 


6. 23. 


Bei den mit mehreren Richtern beſetzten Amtsgerichten werden die Geſchäfte 
nach örtlich abgegrenzten Bezirken oder, wenn das Intereſſe der Rechtspflege 
dies erfordert, nach Gattungen oder nach Gattungen und Bezirken vertheilt. Die 
Vertheilung erfolgt durch das Präſidium des Landgerichts im Voraus auf die 
ee Geſchäftsjahres nach den von dem Juſtizminiſter feſtgeſtellten 

rundſätzen. 

Die Gültigkeit der Handlung eines Amtsrichters wird dadurch nicht ber 
rührt, daß die Handlung nach der Geſchäftsvertheilung von einem der anderen 
Amtsrichter vorzunehmen geweſen wäre. 
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8. 24. 


Mehrere Richter deſſelben Amtsgerichts vertreten ſich wechſelſeitig in der 
durch das Präſidium des Landgerichts im Voraus beſtimmten Reihenfolge. 

Die Vertretung der Amtsrichter durch Richter benachbarter Amtsgerichte 
kann von der Juſtizverwaltung im Voraus angeordnet werden. Eine ſolche 
Anordnung muß erfolgen bei Amtsgerichten, welche nur mit einem Richter be⸗ 
ſetzt ſind. Dieſe Vertretung erſtreckt ſich nicht auf den 50 der rechtlichen Ver⸗ 
en eines Richters in Angelegenheiten, auf welche der §. 36 der Deutſchen 
* oder der $. 15 der Deutſchen Strafprozeßordnung Anwendung 
indet. ö 

Angelegenheiten, auf welche die bezeichneten Beſtimmungen der Deutſchen 
N keine Anwendung finden, können, wenn die Vertretung nicht 
durch Richter deſſelben Amtsgerichts geſchehen kann, von dem Oberlandesgericht 
einem anderen Amtsgerichte zugewieſen werden. 


$. 25. 

Die Amtsgerichte ſind zuſtändig: 

1) für die auf die Führung der Handelsregiſter, der Genoſſenſchafts⸗ 
Ken der Mufterregifter und der Schiffsregiſter bezüglichen Ge⸗ 

Alte; 

2) für die in dem Handelsgeſetzbuch und in den Einführungsgeſetzen zu 
demſelben, N dem Geſetze vom 4. Juli 1868, betreffend die 
. Stellung der Erwerbs- und Wirthſchaftsgenoſſenſchaſten, 
en Gerichten zugewieſenen, von den Deutſchen Prozeßoͤrdnungen nicht 
betroffenen Angelegenheiten. 


$. 26. 
Die Amtsgerichte ſind zuſtändig für die Angelegenheiten, welche bisher 
durch Einzelrichter zu erledigen waren. 
| Folgende Angelegenheiten a zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte auch 
| infoweit, als fie bisher durch die Kollegialgerichte erſter Inſtanz zu erledigen 
waren: 

1) das Verlaſſenſchaftsweſen, einſchließlich der Ausſtellung gerichtlicher 
Erbbeſcheinigungen; 

2) die Vollziehung, Beurkundung und Die von ann der 
nicht ſtreitigen Gerichtsbarkeit, einſchließlich der Dispenſation von Ver⸗ 
äußerungsverboten. 

$. A7 


Der den Häubtern und Migliedem der früher rechsſtändiſchen Familien 
eingeräumte Gerichtsſtand in Angelegenheiten der nicht ſtreitigen Gerichtsbarkeit 
wird durch die vorſtehenden Beſtimmungen (F. 26) nicht berührt. 

(Nr. 8567.) 
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b. 28. 


In dem Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln tritt an die Stelle 
der Vorſchrift im zweiten Abſatze des $. 26 folgende Beſtimmung: 


Die Amtsgerichte ſind ferner zuſtändig: 
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1) für die in den Artikeln 867, 872 der Rheiniſchen Civilprozeßordnung 5 


den Handelsgerichten zugewieſenen Angelegenheiten; 


2) für die in den Artikeln 907—915 und 921—952 der Rheiniſchen 
Civilprozeßordnung den Landgerichten zugewieſenen Geſchäfte. 


$. 29. 


Die den Gerichten zuftehende Verwaltung oder Beaufſichtigung von Stif⸗ 
tungen liegt den Amtsgerichten ob. Durch den Juſtizminiſter kann das Lande 
a oder das Oberlandesgericht mit der Verwaltung oder Beaufſichtigung 

eauftragt werden. 


$. 30. 


Der Juſtizminiſter kann die den Gerichten obliegende Führung der Schiffs- 
regiſter, ſowie der Handels-, Genoſſenſchafts⸗ und Muſterregiſter für die Bezirke 
mehrerer Amtsgerichte einem derſelben übertragen. 


$. 31. 


Die Bildung von Grundbuchämtern findet nicht ſtatt. Die Geſchäfte der 
Grundbuchrichter werden von den Amtsrichtern, die Gefchäfte der Grundbuch⸗ 
führer von den Gerichtsſchreibern wahrgenommen. 

Als Zeitpunkt des Eingangs eines Geſuchs um Eintragung im Grund 
buche gilt derſenige Zeitpunkt, in welchem das Geſuch dem mit den Geſchäften 
des Grundbuchrichters oder Grundbuchführers hinſichtlich des betreffenden Grund⸗ 
ſtückes beauftragten Richter oder Gerichtsſchreiber vorgelegt wird. 


§. 32. 


In der Provinz Schleswig ⸗Holſtein iſt das Oberlandesgericht ermächtigt, 
die Führung der Schuld⸗ und Pfandprotokolle, welche ſich auf die Bezirke meh⸗ 
rerer Amtsgerichte beziehen, einem der betheiligten Amtsgerichte zu übertragen. 
Die Führung der früher Schleswigſchen und Holſteinſchen landgericht⸗ 
lichen und obergerichtlichen Schuld- und Pfandprotokolle, ſowie die Führung des 
Grundbuchs für die in dieſen Protokollen eingetragenen Grundſtücke werden dem 
Amtsgericht in Kiel, die Führung der Lauenburgiſchen hofgerichtlichen Schuld» 
und Pfandprotokolle dem Amtsgericht in Ratzeburg zugewieſen. Das Ober⸗ 
landesgericht iſt ermächtigt, dieſe Geſchäfte ganz oder theilweiſe dem Amtsgerichte 
des Bezirks, in welchem die Grundſtücke liegen, zu übertragen. 
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Vierter Titel. 
Schoͤffengerichte. 


§. 33. 
Zu dem Amte eines Schöffen ſollen außer den im $. 34 des Deutſchen 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes bezeichneten Beamten nicht berufen werden: 

J) die vortragenden Räthe der Miniſterien, einſchließlich des General- 
inſpektors des Kataſters; 

2) die Provinzialſteuerdirektoren; 

3) der Dirigent der Direktion für die Verwaltung der direkten Steuern 
in Berlin; 5 

4) die Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts ſowie die ſtändigen Mit⸗ 
lieder der . und des Verwaltungsgerichts 
für die Stadt Berlin. 


$. 34. 


Der als Beiſitzer des Ausſchuſſes für die Auswahl der Schöffen eintretende 
Staatsverwaltungsbeamte wird von dem Regierungspräſidenten (Landdroſten) 
beftellt. Zugleich iſt ein Stellvertreter zu beſtellen. 


$. 35. Ä 


Die Vertrauensmänner des Ausſchuſſes werden durch die Kreisvertretun⸗ 
gen, in den eren Landen durch die Amtsvertretungen, in der Pro- 
vinz Hannover durch die Amtsvertretungen und durch die zu einem Kollegium 
vereinigten Magiſtrate und Bürgervorſteher der einem Amtsverbande nicht an⸗ 
gehbrigen Städte gewählt. N 

rſtreckt ſich der Bezirk des Amtsgerichts über mehrere wahlberechtigte 
Verbände, ſo iſt die von jedem einzelnen Verbande zu wählende Anzahl der 
Vertrauensmänner unter Berückſichtigung der Einwohnerzahl durch den Amts⸗ 
richter & beſtimmen. i 

ie Vorſchriften der 9$. 32—35 des Deutſchen Gerichts verfaſſun Sgeſetzes 
über die Berufung zum Schöffen: und Geſchworenenamte finden auf die zu 
wählenden Vertrauensmänner entſprechende Anwendung. Die Wahl erfolgt 
nach der abſoluten Mehrheit der Stimmen. 


$: 36. 

Den Vertrauensmännern und den Schöffen werden, ſofern ſie e 
ihres Aufenthaltsorts einen Weg bis zur Entfernung von mehr als zwei Kilo- 
metern zurückzulegen haben, an Reiſekoſten gewährt: a 

1) bei Reifen, welche auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen gemacht wer⸗ 

den können, für jedes angefangene Kilometer des Hinweges und des 
Rückweges zehn Pfennige / 
Gef. Samml. 1878. (Nr. 8567.) 39 
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2) bei Reiſen, welche nicht auf Eiſenbahnen oder Dampfſchiffen zurück; 
gelegt werden können, für jedes angefangene Kilometer des Hinweges 
und des Rückweges zwanzig Pfennige; 

im Ganzen jedoch mindeſtens drei Mark. 

Mußte der Vertrauensmann oder Schöffe innerhalb feines Aufenthaltsort 
einen Weg bis zur Entfernung von mehr als zwei Kilometern zurücklegen, ſo 
ſind ihm als Reiſeentſchädigung für jedes angefangene Kilometer des Hinweges 

und des Rückweges zwanzig Pfennige zu gewähren. 


Fünfter Titel. 
Landgerichte. 


§. 37. 
Die Sitze und Bezirke der Landgerichte werden durch Geſetz beſtimmt. 
Werden bei der erſten Bildung oder bei einer ſpäteren Veränderung der 
Amtsgerichtsbezirke die Grenzen der Landgerichts bezirke überſchritten, fo zieht eine 
ſolche Ueberſchreitung von ſelbſt die Veränderung der betheiligten Landgerichts⸗ 
bezirke nach ſich. 8. 38 


Die Amtsrichter ſind verpflichtet, bei dem Landgerichte, in deſſen Bezirk 
ſie angeſtellt ſind, die Vertretung eines Richters für einzelne Sitzungen oder 
Geſchäfte zu übernehmen. 

Die Einberufung der Vertreter erfolgt durch den Präſidenten des Land⸗ 
gerichts nach einer jährlich vor Beginn des Geſchäftsjahres durch das Präſidium 
des Landgerichts feſtzuſetzenden Reihenfolge. 

Für Einberufungen, welche während der Gerichtsferien erfolgen, iſt die 
für das Geſchäftsjahr feſtgeſtellte Reihenfolge nicht maßgebend. 

Die e iſt nur dann ſtatthaft, wenn die Vertretung des verhin⸗ 
derten Mitgliedes durch ein Mitglied des Landgerichts nicht möglich iſt. 


$. 39. 

Die Landgerichte find in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten ohne Rückſicht 

auf den Werth des Streitgegenſtandes ausſchließlich zuftändig: 

1) für die Anſprüche der Staatsbeamten gegen den Landesfiskus aus 
ihrem Dienftverhältnifie; N 

2) für die Anſprüche gegen den Landesfiskus wegen Verſchuldung von 
Staats beamten 

3) für die Anſprüche gegen öffentliche Beamte wegen Ueberſchreitung 
ihrer amtlichen Befugnſſe oder wegen pflichtwidriger Unterlaſſung von 
Amtshandlungen; 

4) für die Anſprüche gegen den Landesfiskus in Betreff der Verpflichtung 
zur Entrichtung einer Erbſchaftsſteuer, eines Werthſtempels oder eines 
Pin 5 dem Betrage des Gegenſtandes zu bemeſſenden Vertrags- 

empels. 


23-990: 
Die Vorſchriften über die Vorausſetzungen der Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges für dieſe Anſprüche bleiben unberührt. 
$. 40. 


? Die Landgerichte find zuſtändig für die Verhandlung und Entſcheidung 
über die Rechtsmittel in den Angelegenheiten, welche durch dieſes Geſetz den 
Amtsgerichten zugewieſen ſind. 

Gegen die Entſcheidungen der Landgerichte findet das Rechtsmittel der 
weiteren Beſchwerde ſtatt. 


$. 41. 

Soweit nicht andere Beſtimmungen getroffen ſind, gehören zur Zuſtändig⸗ 
keit der Landgerichte alle Angele 8 für welche bisher A aue obenen 
Kollegialgerichte erſter Inſtanz zuftänbig waren. 

Die Vorſchriften über die Erledigung einzelner Geſchäfte durch den Prä⸗ 
ſidenten oder den Gerichtsſchreiber bleiben in Kraft. 

$. 42. 

Die in dieſem Geſetze den Landgerichten zugewieſenen Angelegenheiten 

werden von den Civilkammern erledigt. 
$. 43. 


Die gerichtliche Beglaubigung amtlicher Unterſchriften zum Zwecke der 
nu im biplometiicpen Wege erfolgt durch den Präſidenten des Land⸗ 
gerichts. 


Sechster Titel. 
Schwurgerichte. 
$. 44. 
Die Vorſchriften des $. 33 über die Berufung zum Schöffenamte finden 
auch auf das Geſchworenenamt Anwendung. 
$. 45. 
Den Geſchworenen werden Reiſekoſten nach Maßgabe der Vorſchriften des 
F. 36 Abſatz 1 gewährt. 
Siebenter Titel. 
Kammern fuͤr Handelsſachen. 


$. 46. 
Die Vorſitzenden der Kammern für Handelsſachen werden mindeſtens auf 
die Dauer eines Geſchäftsjahres durch den eee 
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Achter Titel. 
O berlandesgerichte. 


$. 47. 
Die Sitze und Bezirke der Oberlandesgerichte werden durch Geſetz beſtimmt. 


$. 48. 


Die Amtsrichter und die Landrichter ſind verpflichtet, bei dem Oberlandes⸗ 
gerichte, in deſſen Bezirk ſie angeſtellt ſind, die Vertretung eines Richters für 
einzelne Sitzungen oder Geſchäfte zu übernehmen. 

Die Einberufung der Vertreter erfolgt durch den Präſidenten des Ober⸗ 
landesgerichts nach einer jährlich vor Beginn des, Geſchäftsjahres durch das 
Präſidium des Oberlandesgerichts feſtzuſetzenden Reihenfolge. 

Für Einberufungen, welche während der Gerichtsferien erfolgen, iſt die 
für das Geſchäftsjahr feſtgeſtellte Reihenfolge nicht maßgebend. 

Die Einberufung iſt nur dann ſialthaft, wenn die Vertretung des ver⸗ 
hinderten Mitgliedes durch ein Mitglied des Oberlandesgerichts nicht möglich iſt. 


$. 49. 

Zur Zuſtändigkeit der Oberlandesgerichte gehören: 

1) alle Angelegenheiten, für welche bisher die Appellationsgerichte als 
Gerichte aer In anz zuſtändig waren, vorbehaltlich der 15 dem 
F. 29 enthaltenen Vorſchriften; 

2) die bisher zur Zuſtändigkeit des Kreisgerichts in Ratzeburg gehörenden 
Familienfideikommißſachen ; 

3) die Verhandlung und Entſcheidung über die Rechtsmittel in den An⸗ 
gelegenheiten, welche nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes in erſter 
Nn anz zur Zuſtändigkeit der Landgerichte gehören. 


$. 50. 


Das Oberlandesgericht in Berlin ift ausſchließlich zuſtändig für die Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung: 
1) über die nicht zur Zuſtändigkeit des Reichsgerichts gehörenden Revi⸗ 
ſionen gegen Urtheile der Strafkammern in erſter Inſtanz 
2) über die Reviſionen gegen Urtheile der Strafkammern in der Be⸗ 
. und über alle Beſchwerden gegen Entſcheidungen der 
Strafkammern, ſofern eine nach Landesrecht ſtrafbare Handlung den 
Gegenſtand der Unterſuchung bildet. 
In den unter Nr. 2 bezeichneten Be chwerdeſachen findet bei Zweifeln über 
1 Suftänbigteit der §. 388 der Deutſchen Strafprozeßordnung entſprechende 
nwendung. ö 
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$. 51. 


Das Oberlandesgericht in Berlin ift ferner ausſchließlich zuftändig für die 
Verhandlung und Entscheidung über das im 5 40 bezeichnete Rechtsmittel der 
weiteren Beſchwerde. Für dieſes Rechtsmitte 


gelten die nachſtehenden Vor⸗ 
fchriften. 


$. 52. 


Die weitere Beſchwerde kann nur darauf geftügt werden, daß die Ent- 
ſcheidung auf einer Verletzung des Geſetzes beruhe. Die Vorſchriften der $$. 512, 
513 der Deutſchen Civilprozeßordnung finden entſprechende Anwendung. 


F. 53. | 


Die weitere Beſchwerde wird bei dem Gericht eingelegt, von welchem die 
angefochtene Entſcheidung erlaſſen iſt; fie kann in dringenden Fällen auch bei 
dem Oberlandesgericht in Berlin eingelegt werden. 

Die Einlegung erfolgt durch Einreichung einer Beſchwerdeſchrift oder durch 
Erklärung zu Protokoll des Gerichtsſchreibers. Im erſteren Falle muß die Be⸗ 
ſchwerdeſchrift von einem Rechtsanwalt unterzeichnet ſein. Oeffentliche Behörden, 
ſowie Perſonen, welche zum Richteramt befähigt ſind, können die Beſchwerde 
ſchriftlich abet Zuziehung eines Rechtsanwalts einlegen. 

Die Beſchwerde muß die Men e verletzten Rechtsnorm enthalten. 
Eine unrichtige Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm iſt unſchädlich. 


$. 54. 


Die Vorſchriften über die Friſt des gegen die Entſcheidung erſter Inſtanz 
zuläſſigen Rechtsmittels finden auf die weitere Beſchwerde entſprechende An⸗ 
wendung. Die Einlegung bei dem Oberlandesgericht in Berlin genügt zur 
Wahrung der Nothfrit, auch wenn der Fall für dringlich nicht erachtet wird. 


$. 55. 


Für das weitere Verfahren finden die Vorſchriften der $$. 535 —- 538 der 
Deutſchen Civilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 


$. 56. 


Wird die weitere Beſchwerde ausſchließlich auf die Verletzung einer Rechts⸗ 
norm geſtützt, welche in dem Bezirke des Oberlandesgerichts in Berlin nicht gilt, 
ſo hat daſſelbe die Verhandlung und Entſcheidung dem Oberlandesgerichte zu 
überweiſen, zu deſſen Bezirk das 8 gehört, welches die angefochtene 
Entſcheidung erlaſſen hat. Eine gleiche Ueberweifung kann erfolgen, wenn die 
weitere Beſchwerde auf die Verletzung mehrerer Rechtsnormen geſtützt wird, von 
denen die eine, nicht aber die andere im Bezirke des Oberlandesgerichts in Berlin 
Geltung hat. 
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Das Oberlandesgericht, an welches die Ueberweiſung erfolgt iſt, hat ſich 
der Erledigung der Sache zu unterziehen. Daſſelbe iſt an die rechtliche Be— 
gründung des Ueberweiſungsbeſchluſſes nicht gebunden. 


$. 57. 
„Die in den $$. 20, 24, 29, 32, 49, 51, 87, 93, 94 den Oberlandes- 
gerichten zugewieſenen Angelegenheiten werden von den Civilſenaten erledigt. 


Neunter Titel. 
Staatsanwaltſchaft. 


$. 58. 

Die beſtehenden ſtaatsanwaltſchaftlichen Behörden werden aufgehoben. Die 
Zuſtändigkeit derſelben in den Angelegenheiten, welche durch die Deutſchen 
Prozeßordnungen nicht betroffen werden, geht, inſoweit nicht beſondere Beſtim⸗ 
mungen gegeben find, in dem Umfange, in welchem fie in den einzelnen Landes⸗ 
theilen bisher beſtanden hat, auf die Staatsanwaltſchaften bei den ordentlichen 
Landesgerichten über. 

$. 59 


Die erſten Beamten der Staatsanwaltſchaft bei den Oberlandesgerichten 
führen den Amtstitel Oberſtaatsanwalt, die erſten Beamten der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft bei den Landgerichten den Amtstitel Erſter Staatsanwalt. Die übrigen 
Beamten der Staatsanwaltſchaft bei den Oberlandesgerichten und den Land— 
gerichten führen den Amtstitel Staatsanwalt. 


F. 60. 
Die Oberſtaatsanwälte und die Staatsanwälte werden vom Könige 
ernannt. 
$. 61. 
Die Oberſtaatsanwälte und die Staatsanwälte find nicht richterliche Beamte. 
$. 62. 
Die Amtsanwälte werden auf Widerruf ernannt. 
$. 63. 


Die Geſchäfte des Amtsanwalts können von dem Juſtizminiſter einem 
Staatsanwalt, einem e ſofern derſelbe nicht gleichzeitig mit richter⸗ 
lichen Geſchäften in Strafſachen betraut wird, oder einem Referendar übertragen 
werden. Inſoweit dieſe Befugniß nicht zur Anwendung kommt, erfolgt die Er- 
nennung des Amtsanwalts durch den Oberſtaatsanwalt nach Anhörung des 
Regierungspräſidenten (Landdroſten). 


$. 64. . 
Vorſteher der Gemeindeverwaltung am Sitze des Amtsgerichts ſind ver⸗ 
pflichtet, die Geſchäfte eines Amtsanwalts zu übernehmen, ſofern nicht die ört— 
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liche Polizeiverwaltung Königlichen Behörden übertragen iſt. Wird von der 
Gemeindebehörde eine andere geeignete Perſon in Vorſchlag gebracht, welche zur 
Uebernahme dieſer Geſchäfte bereit iſt, ſo fällt die Verpflichtung des Vorſtehers 
der Gemeindeverwaltung fort. 

Neben dem Vorſteher der Gemeindeverwaltung iſt auf Antrag der Ge— 
meindebehörde eine von dieſer woech geeignete Perſon zum Stellvertreter 


des Amtsanwalts zu beſtellen. Ueber die Vertheilung der Geſchäfte entſcheidet 
der Vorſteher der Gemeindeverwaltung. 


$. 65. 

Die Koſten, welche aus der Führung der Amtsanwaltsgeſchäfte erwachſen, 
fallen in jedem Falle dem Staate zur Laſt. Die nach $. 64 ernannten Amts⸗ 
anwälte erhalten für ihre perſönliche Mühwaltung und zur Deckung der ſäch— 
lichen Koſten eine als Pauſchquantum feſtzuſetzende Entſchädigung. 


$. 66. 

Im Falle der Verhinderung eines Beamten der Staatsanwaltſchaft iſt für 
Geſchäfte, welche keinen Aufſchub geſtatten, nöthigenfalls von dem Vorſtande 
des Gerichts ein Vertreter zu beſtellen. 

Zur Uebernahme einer ſolchen Vertretung ſind die Beamten des Gerichts, 
einſchließlich der Richter, verpflichtet. 


$. 67 


Mit der einftweiligen Wahrnehmung von Gefchäften der Staatsanwaltſchaft 
bei den Oberlandesgerichten und den Landgerichten können nur zum Richteramte 
befähigte Perſonen beauftragt werden. 


Zehnter Titel. 
Gerichtsſchreiber. 


$. 68. 


Die Dienſtverhältniſſe der Gerichtsfchreiber werden durch Geſetz, die 
Geſchäftsverhältniſſe derſelben durch den Juſtizminiſter beſtimmt. 


$. 69. 

Die zur Eintragung in das Handelsregiſter, das Genoſſenſchaftsregiſter 
oder das Muſterregiſter vor dem Amtsgerichte zu erklärenden Anmeldungen, 
einſchließlich der Zeichnung von Firmen und Unterſchriften, können vor dem 
Gerichtsſchreiber des Amtsgerichts erfolgen. 


. 70. 


Die Gerichtsſchreiber bei den Amtsgerichten ſind zuſtändig, Wechſelproteſte 
aufzunehmen, ſowie Siegelungen, Entſiegelungen und Inventuren vorzunehmen. 
Sie ſollen ſich ſolchen eſchäften nur auf Anordnung des Richters unterziehen. 

(Nr, 8567.) 
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Die im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln eltenden Vor⸗ 
ſchriften über die ausſchließliche Zuſtändigkeit der Notare de Aufnahme authen⸗ 


tiſcher Inventare, ſowie über die bei Siegelungen und Entfiegelungen ſtattfindende 
Abnahme der Eide durch den Richter bleiben unberührt. 


§. 71. 

Die Gerichtsſchreiber bei den Amtsgerichten ſind verpflichtet, in een 
Angelegenheiten, welche von den Deutſchen Prozeßordnungen nicht betroffen 
werden, Geſuche zu Protokoll zu nehmen. Das Protokoll if erforderlichenfalls 
der zuſtändigen Stelle zu überſenden. 


$. 72 


Die im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln beſtehenden Beſtim⸗ 
mungen, nach welchen den Gerichtsſchreibern die Vornahme von öffentlichen 


Verſteigerungen im Auftrage der Parteien zuſteht, werden aufgehoben. 


Elfter Titel. 
Gerichtsvollzieher. 


$. 73. 

Die Dienft- und Geſchäftsverhältniſſe der Gerichts vollzieher werden durch 

den Juſtizminiſter beſtimmt. 
$: 74. 

Die Gerichtsvollzieher ſind zuſtändig: 

1) Wechſelproteſte aufzunehmen; 

2) freiwillige Verſteigerungen von Mobilien, von Früchten auf dem Halm 

und von Holz auf dem Stamme vorzunehmen; f 

3) Siegelungen, Entſiegelungen und Inventuren im Auftrage des Gerichts 

oder des Konkursverwalters vorzunehmen. 

Die im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln eltenden Vor⸗ 
ſchriften über die Fee Zuſtändigkeit der Notare zur Aufnahme authen⸗ 
tiſcher Inventare, ſowie über die bei Siegelungen und Entſiegelungen ſtattfindende 
Abnahme der Eide durch den Richter bleiben unberührt. 


$. 75. 

Die im Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu Cöln beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften, nach welchen die Gerichtsvollzieher noch für andere Geſchäfte zuſtändig 
ſind, bleiben unberührt. 

F. 76. 

Die Vorſchriften des $. 156 des Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes finden 
in den durch die Deutſchen Prozeßordnungen nicht betroffenen ngelegenheiten 
entſprechende Anwendung. 


ae 


Zwölfter Titel. 
Juſtizverwaltung. 


$. 77. 


Die Vorſtände der Gerichte und der Staatsanwaltſchaften ſind nach 
näherer Beſtimmung des Juſtizminiſters die Organe deſſelben bei den Geſchäften 
der Juſtizverwaltung. Sie können bei ee . dieſer Geſchäfte die Mitwir⸗ 
kung der ihrer Aufſicht unterſtellten Beamten in Anſpruch nehmen. 


$. 78. 

Das Recht der Aufſicht ſteht zu: ö 

1) 1 hinſichtlich ſämmtlicher Gerichte und Staatsanwalt⸗ 
chaften ; 

2) dem Präſidenten des Oberlandesgerichts hinſichtlich dieſes Gerichts, 
ſowie der Gerichte des Bezirks; 

3) dem Präſidenten des Landgerichts hinsichtlich dieſes Gerichts, ſowie der 
Gerichte des Bezirks, 

4) dem Oberſtaatsanwalt und dem Erſten Staatsanwalt hinſichtlich der 
Staatsanwaltſchaften ihres Bezirks) 

5) dem erſten Beamten der Staatsanwaltſchaft bei einem Amtsgerichte 
hinſichtlich dieſer Staatsanwaltſchaft. 

Das Recht der Aufſicht erſtreckt ſich auf alle bei den bezeichneten Behörden 

angeſtellten oder beſchäftigten Beamten. 


$. 79. 


Bei den nur mit einem Richter beſetzten Amtsgerichten ſteht dem Amts⸗ 
1 Aufſicht über die bei dem Amtsgerichte angeſtellten oder beſchäftigten 
eamten zu. 
Bei den mit mehreren Richtern beſetzten Amtsgerichten iſt die Aufficht 
über die bei denſelben angeſtellten oder ERDE nicht richterlichen Beamten 
durch den Juſtizminiſter einem der Richter zu übertragen. 


$. 80. 


In dem Recht der Aufſicht liegt die Befugniß, gegenüber nicht richterlichen 
Beamten die ordnungswidrige Ausführung eines Amtsgeſchäfts zu rügen und 
die Erledigung eines Amtsgeſchäfts durch dungs eren bis zum Geſammt— 
betrage von einhundert Mark zu erzwingen. Der Feſtſetzung einer Strafe muß 
die Androhung derſelben vorausgehen. 8 i a 

Ob und in welchem Umfange gleichartige Befugniſſe gegenüber richterlichen 
Beamten zur Anwendung gelangen, bleibt der Beſtimmung des Disziplinar⸗ 
geſetzes vorbehalten. 
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$. 81. 

Die im $. 80 bezeichnete Befugniß ſteht ferner zu: 

1) den Staatsanwaltſchaften bei den Oberlandesgerichten und bei den 
Landgerichten hinſichtlich derjenigen Beamten des Polizei und Sicher⸗ 
heitsdienſtes, welche Hülfsbeamte der Staatsanwaltſchaft find, mit Aus⸗ 
nahme ſolcher Beamten, welche ihr Amt als Ehrenamt verjehen; 

2) den in Gemäßheit des $. 73 zu beſtimmenden Beamten hinſichtlich der 
Gerichtsvollzieher. 

§. 82. 

Die Beſtimmungen, nach welchen Gerichtsbeamte zum Erſatz von Schäden 

und Koſten im Aufſichtswege angehalten werden können, werden aufgehoben. 


Die Vorſchriften über die Feſtſtellung und den Erſatz der Kaſſendefekte bleiben 
unberührt. s 
$. 83. 


Sofern die Aufficht über beſondere Gerichte bisher nicht der Juſtizverwal⸗ 
tung oder nicht ausſchließlich der Juſtizverwaltung zuſtand, bleiben die das Recht 
der Aufſicht betreffenden Vorſchriften unberührt. 


$. 84. 

Die Gerichte und die Staatsanwaltſchaften ſind verpflichtet, auf Verlangen 
der eg or Fee über Angelegenheiten der Geſetzgebung und der Juftizver- 
waltung Gutachten abzugeben. 

$. 85. 

Beſchwerden, welche Angelegenheiten der Juſtizverwaltung, insbeſondere 
e und Verzögerungen betreffen, werden im Auſſichtswege 
erledigt. 

$. 86. 


Die Vertretung des Fiskus in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, welche An- 
gelegenheiten der Sullgpennaltung betreffen, erfolgt durch die Bezirksregierung, 
in der Provinz Hannover durch die Finanzdirektion. 


Dreizehnter Titel. 
Rechtshuͤlfe. 


$. 87. 


Die Gerichte haben ſich in den Angelegenheiten, welche zu der ordentlichen 
ftreitigen Gerichtsbarkeit nicht gehören, Rechtshülfe zu leiſten. Die Leiſtung der 
Rechtshülfe erfolgt unter entſprechender Anwendung der Vorſchriften der $$. 158 
bis 160, 162, 164, 167 des Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. Eine Anfech- 
tung der Entſcheidung des Oberlandesgerichts findet in keinem Falle ſtatt. 


Vierzehnter Titel. 
Oeffentlichkeit und Sitzungspolizei. 


$. 88. 


Die Vorſchriften der $$. 177—185 des Deutſchen Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes über die 1 der Ordnung finden in gerichtlichen Angele⸗ 
genheiten, welche zu der ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit nicht gehören, ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Sofern in dieſen Angelegenheiten eine mündliche Ver⸗ 
handlung nach Vorſchrift der Deutſchen Pro 5 ftattfindet, erfolgt die⸗ 
ſelbe öffentlich nach den Beſtimmungen der sc 170—176 des Deutſchen Gerichts- 
derſehughnarderſe Vorſtehende Beſtimmungen finden auf die zur Zuſtändigkeit 
der Auseinanderſetzungsbehörden gehörigen Angelegenheiten keine Anwendung. 


$. 89. 


Richter, Staatsanwälte und Gerichtsſchreiber tragen in den öffentlichen 
Sitzungen eine von dem Juſtizminiſter zu beſtimmende Amtstracht. Dieſelbe 
Vorſchrift findet Anwendung auf die in den öffentlichen Sitzungen der Ober- 


landesgerichte und Landgerichte auftretenden Rechtsanwälte. 


Fünfzehnter Titel. 
Berathung und Abſtimmung. 


$. 90. 


In gerichtlichen Angelegenheiten, welche zu der ordentlichen ſtreitigen Ge 
richtsbarkeit nicht gehören, erfolgt die Berathung und Abſtimmung nach den 
Vorſchriften der §§. 194—199 des Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 


Sechszehnter Titel. 
Gerichtsferien. 


$. 91. 


Auf die Angelegenheiten der nicht ſtreitigen Gerichtsbarkeit ſind die Ge⸗ 
richtsferien ohne fluß Die Bearbeitung der Vormundſchaftsſachen, Nach⸗ 
laßſachen, 3 Familienfideikommiß⸗ und Stiftungsſachen kann während der 
Ferien unterbleiben, ſoweit das Bedürfniß einer Beſchleunigung nicht vorhanden iſt. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften der §§. 202—204 des Deutſchen 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes hinſichtlich der durch dieſes Geſetz den ordentlichen 
Gerichten zugewieſenen Angelegenheiten, ſowie hinſichtlich der zur Zuſtändigkeit 
des Geheimen Juſtizraths gehörigen Angelegenheiten BEN Anwendung. 

(Nr, 8567.) 


c . en 7 1 
e y 75 : 5 * 2 
— ee 


Siebenzehnter Titel. 
Schlußbeſtimmungen. 


$. 92. 

Die Gerichtsbarkeit für die Verhandlung und Entſcheidung der vor dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes bei den ech Gerichten anhängig gewordenen 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und Strafſachen wird durch ein beſonderes 
Geſetz Seb i 

ehufs Erledigung der bezeichneten Angelegenheiten können bei den Ober⸗ 
landesgerichten Suffsfenate und bei den Landgerichten Hülfskammern gebildet werden. 

Leber die Nothwendigkeit der e von Hülfsſenaten und Hülfskammern 
ſowie die Zutheilung der Geſchäfte an dieſelben beſtimmt der Juſtizminiſter. 
Mit der Wahrnehmung der richterlichen Geſchäfte in den Hülfsſenaten und 
Hülfskammern können auch die zur Verfügung des Juſtizminiſters verbleibenden 
Richter (59, 99, 100) beauftragt werden. 

Die Ernennung des Vorſitzenden und der Auftrag an die vorbezeichneten 

Richter erfolgt durch den Juſtizminiſter und iſt bis zu dem Zeitpunkte unwider⸗ 
ruflich, in welchem die Wahrnehmung ihrer Thätigkeit in den Hülfsſenaten und 
Hülfskammern nicht mehr erforderlich iſt. 
Sind zar Mitwirkung in den Hülfsſenaten und Hülfskammern auch Mit⸗ 
glieder der betreffenden Oberlandesgerichte und Landgerichte nach Ablauf des 
erſten Geſchäftsjahres erforderlich, ſo erfolgt die 1 derſelben durch das 
Präſidium des Gerichts. 8. 93 


Iſt in Sachen der nicht ſtreitigen Gerichtsbarkeit gegen eine vor dem Sn: 
krafttreten dieſes Geſetzes erlaſſene Entſcheidung 1 Inſtanz nach den bisher 
geltenden Vorſchriften ein weiteres Rechtsmittel zuläſſig, So gehört die Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung deſſelben zur Zuſtändigkeit des Oberlandesgerichts. 


$. 94. 


Die bei einem aufgehobenen Gerichte bisher geführte Verwaltung oder 
Beaufſichtigung von Stiftungen geht auf das Amtsgericht des Orts über, an welchem 
das aufg 9 1 Gericht ſeinen Sitz hatte. Durch den Juſtizminiſter kann ein 
anderes Amtsgericht, ein Landgericht oder ein Oberlandesgericht mit der Ver— 
waltung oder Beaufſichtigung beauftragt werden. 


$. 95. 

„Die bei den aufgehobenen Behörden etatsmäßig angeſtellten Beamten 
müſſen ſich ihre anderweite Verwendung nach Maßgabe der in den $$. 96—104 
enthaltenen Vorſchriften gefallen laſſen. 

$. 96. 


Die Mitglieder des Obertribunals und der Staatsanwaltſchaft bei dem⸗ 
ſelben find, ſofern fie nicht bei dem Reichsgericht angeſtellt werden, als Mit 


N 
glieder der Oberlandesgerichte anzuftellen, der Präſident, die Vizepräſidenten und 
der Generalſtaatsanwalt als Präſidenten. 


27. 

Die Präſidenten der Appellationsgerichte und der Generalprokurator ſind 
mindeſtens als Senatspräſidenten der Oberlandesgerichte, die Vizepräſidenten und 
Senatspräſidenten der Appellationsgerichte, der Kron⸗Oberanwalt und der erſte 
Generaladvokat, ſowie die Präſidenten der Kollegialgerichte erſter Inſtanz und 
die Obergerichtsdirektoren mindeſtens als Direktoren der Landgerichte oder als 
Räthe der Oberlandesgerichte anzuſtellen. ; 


$. 98. 


Die übrigen Richter find als Richter, die übrigen Beamten der Staats⸗ 
anwaltſchaft als Richter oder als Beamte der Staatsanwaltſchaft anzuſtellen. 

Direktoren und Räthe der Appellationsgerichte, Oberſtaatsanwälte, Ober⸗ 

prokuratoren, Generaladvokaten, Kammerpräſidenten bei den Landgerichten, Ober⸗ 

Fc ee „Direktoren bei den Kollegialgerichten der erſten Inſtanz, 

rſte Staatsanwälte bei den Stadtgerichten und Mitglieder des ehemaligen 

Lauenburgiſchen Hofgerichts ſollen nicht ohne ihren Willen als Amtsrichter an— 
geſtellt werden. 1555 
99. 


Mitglieder des Obertribunals und der Staatsanwaltſchaft bei demſelben, 
Präſidenten der Appellationsgerichte, der Generalprokurator und der Kron⸗Ober⸗ 
da werden, ſofern ſie nicht anderweit angeſtellt werden, in den Ruheſtand 
verſetzt. 

Die übrigen Richter und Staatsanwälte bleiben, ſofern ſie nicht ander⸗ 
weit angeſtellt oder in den Ruheſtand verſetzt werden, während eines Zeitraums 
von drei Jahren zur Verfügung des Juſtizminiſters und werden auf einem be⸗ 
ſonderen Etat geführt. 

Diejenigen, welche während des dreijährigen Zeitraums eine etatsmäßige 
Anſtellung nicht erhalten, treten nach Ablauf deſſelben in den Ruheſtand. 


$. 100. 


Die zur Verfügung des Juſtizminiſters verbleibenden Richter und Staats- 
anwälte haben ſich nach der Anordnung deſſelben der 1 Wahrnehmung 
5 5 3 zu unterziehen, zu deren dauernder Uebernahme ſie verpflichtet 
ein würden. 

haar die Beſchäftigung außerhalb des Ortes ihrer letzten Anſtellung, fo 
erhalten dieſelben die geſetznäßigen Reiſekoſten und Tagegelder. Beamte, welche 
das 65. Lebensjahr erreicht haben, ſollen ohne ihren Willen außerhalb des Orts 
ihrer letzten Anſtellung nicht beſchäftigt werden. N 


8 F. 101. 


Die anderweit angeſtellten Richter und Staatsanwälte behalten ihren 
Rang. Das Dienſteinkommen darf nicht verkürzt werden. Als eine Verkürzung 
(Nr, 8567.) 
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Ru me 
im Einkommen iſt es nicht anzuſehen, wenn die Gelegenheit zur Verwaltung 
von Nebenämtern entzogen wird, oder die Beziehung der für die Dienſtunkoſten 
beſonders ausgeſetzten Einnahmen mit dieſen Unkoſten ſelbſt fortfällt. 

Der Wohnungsgeldzuſchuß wird nach der Servisklaſſe des Orts der neuen 
Anſtellung gewährt. An Stelle einer etatsmäßig gewährten freien Dienft- 
wohnung oder Miethsentſchädigung tritt entweder freie Dienſtwohnung oder 
Miethsentſchädigung nach der Servisklaſſe des Orts der neuen Anſtellung. Im 
Uebrigen erfolgt die Berechnung des Dienſteinkommens nach den für den Fall 
der Penſionirung maßgebenden Grundſätzen. 


$. 102. 


Auf Richter und Staatsanwälte, welche in Gemäßheit der Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes in den Ruheſtand treten oder zur Verfügung des Juſtizminiſters 
verbleiben, auf letztere auch dann, wenn ſie während des in F. 99 Abſatz 2 
bezeichneten dreijährigen Zeitraums dienſtunfähig werden, finden die Vorſchriften 
des $. 101 mit folgenden Maßgaben Anwendung: 


Den in den Ruheſtand tretenden Beamten iſt der Wohnungs⸗ 
eldzuſchuß nach den für den Fall der Penſionirung geltenden Durch⸗ 
ſchnſtteſäten zu gewähren. Ein hiernach zu bemeſſender Wohnungs⸗ 
eldzuſchuß tritt auch an die Stelle einer etatsmäßig gewährten freien 

ienſtwohnung oder Miethsentſchädigung. 

Während des dreijährigen Zeitraums iſt den zur Verfügung des 
Juſtizminiſters ſtehenden Beamten der Wohnungsgeldzuſchuß in dem 
bisherigen Betrage fortzugewähren. 


$. 103. 


Die nicht im höheren Juſtizdienſt angeſtellten Beamten find ihren bisheri⸗ 
gen e en, ihren Fähigkeiten und ihrem Dienſtalter thunlichſt entſprechend 
anzuſtellen. 

f Auf die anderweit angeſtellten Beamten findet $. 101 entſprechende An⸗ 
wendung. 


$. 104. 


Die nicht im höheren Juſtizdienſt angeftellten Beamten, welche eine ander- 
weite Anſtellung nicht erhalten, werden einſtweilen in den Ruheſtand verſetzt. 

Denſelben iſt vorbehaltlich weitergehender wohlerworbener Rechte ein nach 
dem 985 26 des Geſetzes vom 31. März 1873, betreffend die Rechtsverhältniſſe 
der Reichsbeamten, zu bemeſſendes Wartegeld zu gewähren. Die Berechnung 
des dem Wartegeld zu Grunde zu legenden Dienſteinkommens erfolgt nach den 
für den Fall der Penſionirung maßgebenden Grundſätzen. 

Der Wohnungsgeldufchuß ift mit dem für die Penſionirung geltenden 
Durchſchnittsſatze dem übrigen Dienſteinkommen hinzuzurechnen. ° 

Sie haben ſich nach Anordnung des Juſtizminiſters der zeitweiligen Wahr⸗ 
ee Aemter zu unterziehen, welche ihren Fähigkeiten und ihren bis⸗ 
herigen Verhältniſſen entſprechen. 


N 


25 5 9 ’ 
Waährend der Dauer dieſer Beſchäftigung erhalten ſie ihr früheres Dienſt⸗ 
einkommen Aang und, ſofern die dden Resco außerhalb des Ortes ihrer 


letzten Anſtellung erfolgt, die geſetzmäßigen Reiſekoſten und eine von der Juſtiz⸗ 
verwaltung nach dem erforderlichen Mehraufwande feſtzuſetzende Entſchädigung. 


$. 105. 


Den Juſtizbeamten, welche zu den im F. 2 des Geſetzes vom 27. März 
1872 (Geſetz-Samml. S. 268) bezeichneten Beamten gehören, kann ein Warte: 
geld bis auf Höhe des Penſionsbetrages bewilligt werden. 


F. 106. 

Die Zuſtändigkeit der Gerichte, im Verwaltungswege Stempelſtrafen feit- 
zuſetzen, wird 8 Die Gerichte ſollen die zu ihrer amtlichen Kenntniß 
gelangenden Zuwiderhandlungen gegen die Stempelgeſetze bei der für die Unter⸗ 
ſuchung und Straffeſtſetzung zuſtändigen Behörde zur Anzeige bringen. 

Unberührt bleiben die Vorſchriften über die Feſtſetzung von Stempelſtrafen 
gegen Beamte durch die vorgeſetzte Dienſtbehörde. 


$. 107. 

Die im F. 84 des Reichsgeſetzes vom 6. Februar 1875, betreffend die 
Beurkundung des Perſonenſtandes und die Eheſchließung, der Landes⸗Central⸗ 
behörde übertragenen Befugniſſe werden von den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
nicht berührt. 

In dem Bezirke des Appellationsgerichts zu Frankfurt a. M. gehört 
die Aufſicht über die Amtsführung der Standesbeamten fernerhin nicht zur 
Zuſtändigkeit der Gerichte. s 

. 108. 


ür die Vornahme von Siegelungen und Entfiegelungen im Auftrage 
des Gerichts oder des Konkursverwalters, einſchließlich der Abnahme der in der 
dg Civilprozeßordnung vorgeſchriebenen Eide, ſind auch die Notare zu— 
ändig. 
$. 109. 


In dem Bezirke des Appellationsgerichts zu Frankfurt a. M. findet 
eine Mitwirkung der Wechſelnotare bei der Führung des Handelsregiſters, des 
Genoſſenſchaftsregiſters und des Muſterregiſters fernerhin nicht ſtat.. 


$. 110. 

Die Gerichtsbarkeit der Disziplinargerichte und der Militärgerichte, ſowie 
die geſetzlichen Beſtimmungen über Kriegsgerichte werden von den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes nicht berührt. N 

K. 111. 

An die Stelle des §. 3 des Geſetzes vom 8. Juni 1860, betreffend die 

Befugniß der Auditeure zur Aufnahine von Akten der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
(Nr. 8567.) 
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keit, die Förmlichkeiten der militäriſchen Teſtamente und die bürgerliche Gerichts- 
barkeit über preußiſche Garniſonen im Auslande (Geſetz-Samml. S. 240), tritt 
folgende Beſtimmung: 

Die aufgenommenen Verhandlungen ($. 1) der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit, ſofern ſie nicht blos die Erledigung von Requiſitionen 
betreffen, ſind von den Auditeuren, nachdem die etwa erforderlichen 
Ausfertigungen ertheilt worden, dem Amtsgerichte, in deſſen Bezirk 
der betreffende Truppentheil fein Standquartier hat, zur Aufbewah⸗ 
rung und weiteren geſetzlichen Veranlaſſung zu überſenden. 

ſt das Standquartier im Bezirk des Oberlandesgerichts zu 
Cöln, ſo geſchieht die Ueberſendung an das Amtsgericht zu Weſel. 


F. 112. 
1 179 Geſetz tritt gleichzeitig mit dem Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetze 
in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 24. April 1878. 


(L. S.) Wilhelm. 
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